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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 46 Ausgegeben Danzig, den 25. Juni 1923 


Inhalt. Geſetz betreffend Abänderung des n vom 26. Juli 1918 (R. G. Bl. S. 831) (S. 687). — 
Verordnung betreffend die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung (S. 687). — Verordnung über die internationale 
Regiſtrierung von Fabrik- oder Handelsmarken (S. 688). — Verordnung über Grundlöhne in der Krankenverſicherung 
(S. 689). — Verordnung über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung (S. 689). — 
Sechste Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung (S. 690). — Bekanntmachung 
betreffend die Anlegung von Mündelgeld (S. 690). 


215 Voltstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Abänderung des Weinſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 (R. G. Bl. S. 831). 
Vom 20. 6. 1923. g 


§ 1. 

Satz 2 des $ 53 des Weinſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 wird außer Kraft geſetzt. 
2 

Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. u 


Danzig, den 20. Juni 1923. } 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Volkmann. 


216 Verordnung 
betr. die Höhe der Erwerbsloſenunterſtützung. Vom 15. 6. 1923. 
Auf Grund des $ 16 des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. 3. 23 (Geſ.⸗Bl. S. 91) 
wird in Abänderung der Verordnung vom 29. 5. 23 (Geſ.-Bl. S. 626/27) folgendes beſtimmt: 
Die Unterſtützung iſt vom 4. Juni 1923 ab nach folgenden Sätzen zu gewähren: 
1. für männliche Perſonen: 


a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines anderen leben 5000 M 

b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben.. 4400 M 

JZ re Re Dr a a Re 3050 M 
2. für weibliche Perſonen: 

a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt eines andern leben. 4400 M 

b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen leben. 3650 M 

e) unter 21 Jahren 77%;ͤĩ] ᷑ Se ae HG 5% 2750 M 
3. als Familienzuſchläge für: 

J ne ee TT 1850 M 

b) die Kinder und ſonſtige unterſtützungsberechtigte Angehörigen. 1450 M 


Danzig, den 15. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
— Sahm. Dr. Leske. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 7. 1923). 


2 


Verordnung 
über die internationale Registrierung von Fabrik⸗ oder Handelswaren. 
x Vom 16. 6. 1923. 


5 Auf Grund des $ 3 des Geſetzes über den Beitritt der Freien Stadt Danzig zu dem Madrider 
Abkommen über die internationale Regiſtrierung von Fabrik⸗ oder Handelsmarken vom 25. Mai 1923 


(Geſetzbl. Nr. 41) wird hierdurch beſtimmt: 
8 1. 


Die Vorſchriften über den Geſchäftsgang und das Verfahren in Warenzeichenſachen ſind in 
Angelegenheiten der internationalen Markenregiſtrierung ſinngemäß ee ſoweit in dieſer Ver⸗ 
ordnung nichts anderes beſtimmt iſt. 92. 


Das Amt für gewerblichen Rechtsſchutz in Danzig nimmt die Anträge auf internationale 
Regiſtrierung von Warenzeichen entgegen und bearbeitet auch die ſonſtigen auf die; internationale 
Markenregiſtrierung bezüglichen Angelegenheiten. 

5.8 

Wer bei dem Amt für gewerblichen Rechtsſchutz in Danzig die internationale Regiſtrierung ſeines 
Zeichens beantragt, hat glaubhaft zu machen, daß die internationale Abgabe (Artikel 8 des Abkommens) 
an das Internationale Büro in Bern abgeführt iſt. Die Zahlung dieſer Abgabe an das Amt für 
gewerblichen Rechtsſchutz in Danzig iſt unwirkſam. 

Die Landesgebühr ($ 2 Abſ. 2 des Geſetzes) iſt mit dem Antrag zu entrichten. 

a 8 4. 

Das Amt für gewerblichen Rechtsſchutz kann von dem Antragſteller verlangen, daß er eine 
Überſetzung der Benennung der Waren, zu deren Bezeichnung die Bee dienen, in die franzöſiſche 
Sprache beibringt. 8 5 

Tag und Nummer der internationalen Regiſtrierung ſind in der Zeichenrolle zu vermerken. Der 
Vermerk wird nicht veröffentlicht. 8 6. 

Wird die Erneuerung der internationalen Regiſtrierung bei dem Amt für gewerblichen Rechts⸗ 
ſchutz beantragt, ſo iſt die Landesgebühr erneut zu zahlen. Die erneute Entrichtung der internationalen 
Abgabe iſt glaubhaft zu machen. 


8 7. 5 
Der Verzicht des Berechtigten auf den internationalen Schutz in einem oder in mehreren der 
Verbandsländer wird in die Zeichenrolle nicht eingetragen. 5 
8 8. a 


Die internationale Regiſtrierung einer ausländiſchen Marke hat die gleiche Wirkung, wie wenn 


die Marke für die dabei abgegebenen Waren zur Eintragung in die Zeichenrolle angemeldet und ein⸗ 
getragen wäre. Die Wirkung tritt für die vor dem 20. März 1923 international regiſtrierten Marken 


mit dem genannten Kalendertage, für die ſpäter regiſtrierten Marken mit dem Tage der Regiſtrierung ein. 
In die Zeichenrolle werden die Marken nicht eingetragen. 
§ 9. 
Die im Artikel 9 b Abſ. 1 des Abkommens vorgejehene Zuſtimmung wird dem Internationalen 
Büro nur erklärt, wenn und ſoweit die Marke von dem neuen Inhaber bei dem Amt für gewerblichen 
Rechtsſchutz angemeldet und in die Zeichenrolle eingetragen worden iſt. 
Danzig, den 16. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Pertus. 


Verorbnung 
über Srmdiähne in der Krankenverſicherung. Vom 22. 6. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von 5 in der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: 


8 1. 

Im 5 180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung vom 9. März 
1923 (Geſetzbl. S. 345) werden das Wort „Zweitauſendvierhundert“ durch das Wort „Fünftauſend“ und 
das Wort „Vierzehntauſendvierhundert“ durch das Wort „Dreißigtauſend“ erſetzt. 


§ 2. 
Die §8 2 und 3 der Verordnung vom 9. März 1923 (Geſetzbl. S. 345) gelten entſprechend. 


— 


8 8. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 22. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


219 Verordnung 
über Ver ſicherungsyflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung. 
Vom 22. 6. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in, der Sozialverſicherung vom 
31. Januar 1923 (Geſetzbl. S. 181) wird folgendes verordnet: E 


§ 1. f 
I. Die für die Verſicherungspflicht der Betriebsbeamten, Angeſtellten uſw. nach § 165 Abſ. 2 
der Reichsverſicherungsordnung maßgebende Verdienſtgrenze wird auf 12 150 000 Mark, 
II. die für die Verſicherungspflicht der Hausgewerbetreibenden nach § 165 Abſ. 1 Nr. 6 der 
Reichsverſicherungsordnung maßgebende Einkommensgrenze wird auf 12 150 000 Mark, 
III. die Grenze des jährlichen Geſamteinkommens, bis zu der der Beitritt zur freiwilligen Ver⸗ 
on nach § 176 der Reichsverſicherungsordnung gejtattet ift, wird auf 3000000 Mark 
feſtgeſetzt. 
6 Im 8577 Abſ. 1 und im 8 1084 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung 
R über Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung in der Krankenverſicherung vom 10. April 1923 
1 (Geſetzbl. S. 436) wird das Wort „Viermillionenachthunderttauſend“ durch das Wort „Zwölfmillionen⸗ 
einhundertfünfzigtauſend“ erſetzt. 
Die Friſt zur Meldung der Perſonen, die durch dieſe Beſtimmungen der Verſicherungspflicht 
neu unterſtellt werdem, wird bis zum 15. Juli 1923 erſtreckt, ſoweit fie nicht nach $ 317 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung darüber hinausläuft. 8 2 


N Die 88 2, 3 und 4 der Verordnung über 5 und Verſicherungsberechtigung in 
b der Krane weren vom 10. April 1923 (Geſetzbl. S. 436) gelten entſprechend. 


53; 
Die RE tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 22. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


* 


220 Bu Sechste S 
über ee in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 22. 6. 23. 

Auf Grund des § 1 a des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte in der Faſſung des Geſetzes 
über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 
14. 8 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 

§ 1. 
. Vorausſetzung der Verſicherung nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte iſt, daß der 
Jahresarbeitsverdienſt 22 500 000 M nicht überſteigt. 
8 2. i 

Wer die nach $ 1 für die Verſicherungspflicht maßgebende Grenze des Jahresarbeitsverdienſtes 
überſchreitet, ſcheidet erſt mit dem erſten Tage des vierten Monats nach lÜberſchreiten der Verſicherungs⸗ 
grenze aus der Verſicherungspflicht aus. Wird innerhalb dieſer Zeit die Verdienſtgrenze geändert, ſo 
beſtimmt ſich die Verſicherungspflicht von dem Inkrafttreten dieſer Anderung an nach den neuen Vorſchriften. 

3. 
8 

Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 7 200 000 M auf Grund 
dieſer Verordnung verſiche rungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der SS 3 bis 6 der Vierten 
r über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. 

S. 324) entſprechend. 3 4 
Den‘ 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 1923 in Kraft. 
Danzig, den 22. Juni 1923. 0 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


227 Bekanntmachung 
betreſſend die Anlegung von Mündelgeld. Vom 19. 5. 1923. 
Auf Grund des Artikels 76 des Ausſührungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche hat der 


Senat beſchloſſen, 
die von der Danziger Roggenrentenbank Aktiengeſellſchaft ausgeſtellten Schuldverſchreibungen 


(Roggenrentenbriefe) zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet zu erklären. 
Danzig, den 19. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


\ 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


